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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

1. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die in den 

Dr. Mende Losungen zum 1. Mai 1971 vom Zentralorgan 

der SED aufgestellte Forderung: „Vollständige 
Abgrenzung von der imperialistischen BRD 
für die Herstellung normaler diplomatischer 
Beziehungen zwischen der DDR und BRD ent- 
sprechend den Regeln des Völkerrechts!" im 
Hinblick auf die Begegnungen von Erfurt und 
Kassel und die Gespräche der Staatssekretäre 
Bahr und Kohl? 

2. Abgeordneter Hält die Bundesregierung mit Rücksicht auf 

Dr. Schneider jüngste Festnahmen und Bestrafungen von 

(Nürnberg) Bürgern der Bxmdesrepublik Deutschland in 

der DDR die für Reisen in den anderen Teil 
Deutschlands getroffenen Aufklärungsmaßnah- 
men für ausreichend, und wenn nein, welche 
zusätzlichen Reisehilfen gedenkt sie vorzuse- 
hen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

3. Abgeordneter Auf Grund welchen Zahlenmaterials kommt 

Dr. Früh Herr Bundesminister Dr. Eppler im Bulletin der 

Bundesregierung vom 2. März 1971 zu der 
Aussage, daß Aussiedlerhöfe in Baden-Würt- 
temberg, die vor fünf Jahren übergeben wur- 
den, heute unrentabel geworden sind? 

4. Abgeordneter Ist Herr Bundesminister Dr. Eppler bereit, 

Dr. Früh seine negative Beurteilung der Aussiedlung an 

der ebenfalls von ihm zitierten Aussage eines 
Kommunalpolitikers aus einer Großstadt zu 
messen, daß „er bei jedem Schulbau Angst 
habe, er könne sich in fünf oder zehn Jahren 
als Fehlinvestition erweisen" ? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

5. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Mitbestimmung 
Dr. Schneider von Mietern in gemeinnützigen Wohnung s- 
(Nürnberg) baugesellschaften nach dem Vorbild der be- 

trieblichen Mitbestimmung für geeignet, die 
bestehenden Vertrags- und Rechtsbeziehungen 
zwischen Mietern und Vermietern sinnvoll zu 
ergänzen, und gedenkt die Bundesregierung, 
ein derartiges Mitbestimmungsverfahren ge- 
setzlich einzuführen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


6. Abgeordneter 

Staak 

(Hamburg) 


7. Abgeordneter 

Staak 

(Hamburg) 


8. Abgeordneter 
Heyen 


9. Abgeordneter 

Henke 


10. Abgeordneter 
Henke 


11. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


12. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


13. Abgeordneter 

Konrad 


Wie hoch ist die Zahl der Sozialwohnungen in 
der Bundesrepublik Deutschland, für die 1970 
eine vorzeitige Ablösung der öffentlichen Mit- 
tel erfolgt ist? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, eine vorzeitige Ablösung der öffent- 
lichen Mittel zu unterbinden? 

Welchen rechtlichen Schutz genießen gegen- 
wärtig die Sozialmieter nach einer vorzeitigen 
Ablösung öffentlicher Mittel? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß es Ge- 
meinden gibt, in denen die Zahl der abgelösten 
Sozialwohnungen fast ebenso hoch ist wie die 
Zahl der geförderten Sozialwohnungen? 


Sieht die Bundesregierung in dieser Entwick- 
lung Gefahren für den Wohnungsmarkt, und 
welche Maßnahmen wird sie gegebenenfalls 
einleiten? 


Wird die zu erwartende Baupreissteigerung 
von erneut über 15®/o im vor uns liegenden 
Jahr zu einer weiteren Verringerung des so- 
zialen Wohnungsbaus führen? 

Werden die weiter laufenden Baupreisstei- 
gerungen zu einer weiteren Erhöhung der 
Mietpreise führen? 


Welche Möglidikeiten sieht die Bundesre- 
gierung, darauf hinzuwirken, daß „Organe 
der staatlichen Wohnungspolitik", wie die 
Wohnungsbaugesellschaft Schleswig-Holstein 
GmbH, die ihre Mietwohnhäuser in Eigentums- 
wohnungen umwandeln will, sich nicht an 
Maßnahmen beteiligen, die durch gewinnträch- 
tige Verkäufe entweder die Mieter unzumut- 
bar belasten oder der Gefahr von Kündigun- 
gen aussetzen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


14. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, aus 
Gründen der Raumordnimg und des Umwelt- 
schutzes im Planfeststellungsverfahren zu der 
Frage des weiteren Ausbaus des Flughafens 
Frankfurt/Main Stellung zu nehmen? 
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15. Abgeordneter 

Gnädinger 


16. Abgeordneter 
Gnädinger 


17. Abgeordneter 
Mursch 
(Soltau- 
Harburg) 

18. Abgeordneter 

Dr. Meinecke 
(Hamburg) 


19. Abgeordneter 

Storm 


20. Abgeordneter 

Dr. Sciiulze- 
Vorberg 


21. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


22. Abgeordneter 

Orgaß 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß giftige 
Chemieabfälle aus der Schweiz in die Bundes- 
republik Deutschland transportiert werden, 
und kann sie Auskunft über den Verbleib die- 
ser Produkte geben? 

Welche rechtlichen und politischen Schritte hat 
die Bundesregierung unternommen bzw. will 
sie unternehmen, um diese für die Bevölke- 
rung und für die Umwelt gefährlichen Abfall- 
transporte zu unterbinden? 

Wie wäre gegenwärtig — unter Berücksichti- 
gung der Bundestags- und Landtagswahlen 
seit dem 28. September 1969 — die Zusam- 
mensetzung der Bundesversammlung? 


Auf Grund welcher Kompetenzen (Grundge- 
setz) und welcher Überlegungen hat sich die 
Bundesregierung bereit erklärt, an dem jetzt 
konstituierten „Gemeinsamen Ausschuß für 
Kulturarbeit" mitzuwirken? 


Was hat die Bundesregierung in der Zwischen- 
zeit unternommen hinsichtlich der Gründung 
einer zentralen deutschen Cinemathek (vgl. 
meine mündliche Frage Nr. 47 vom 9. Dezem- 
ber 1970 in der 84. Sitzung des 6. Deutschen 
Bundestages), und ist sie in der Lage mitzu- 
teilen, bis wann die Gründung einer derartigen 
Cinemathek vollzogen sein kann? 


Kann die Bundesregierung mitteilen, welche 
Gesamtauflage mit welchen Titeln die Tages- 
zeitungen der „Konzentration-GmbH" besit- 
zen, und welcher Anteil davon in der Amtszeit 
der derzeitigen Bundesregierung erworben 
wurde ? 


Wurden mit dem Sofortprogramm der Bundes- 
regierung zur Modernisierung und Intensivie- 
rung der Verbrechensbekämpfung, von dem 
nach einer Presseverlautbarung des Bundes- 
innenministeriums vom 3. Mai 1971 alle Ein- 
zelvorhaben bereits angelaufen und eine Reihe 
von Programmpunkten bereits erledigt sind, 
schon konkrete Erfolge in bezug auf die Ver- 
brechensbekämpfung erzielt? 


Gedenkt die Bundesregierung, dem Beispiel 
der Republik Österreich folgend, die Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet der Raumordnung 
im Sinne des § 8 ROG in der Weise zu erwei- 
tern, daß eine Bundesraumordnungskonferenz, 
bestehend aus Bund, Ländern und kommunalen 
Gebietskörperschaften — diese vertreten durch 
die kommunalen Spitzenverbände — zur ge- 
meinsamen Aufstellung eines Bundesraumord- 
nungsprogramms eingesetzt wird? 
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23 . Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund des 

Bittelmann Ergebnisses der TH Aachen, wonach dem Ben- 

zin Methylalkohol statt Blei beigemischt wer- 
den kann, um die Verunreinigung der Luft 
durch Eleiverbrennungsprodukte zu beseitigen, 
diesem Verfahren Bedeutung beizumessen? 

24. Abgeordneter Wenn ja, wäre die Bundesregierung bereit, 

Bittelmann um eine Verteuerung des Benzinpreises zu 

Verhindern, Methylalkohol für diesen Zweck 
steuerfrei zu behandeln? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


25. Abgeordneter Um wieviel verkürzt sich das im Haushalt des 
Höcherl Bundes für das Rechnungsjahr 1971 geplante 

Bauvolumen auf Grund der außergewöhnlichen 
Preissteigerung auf dem Bausektor? 

Ist die Bundesregierung bereit, die seit 1963 
unveränderte Pauschale für Steuervergünsti- 
gungen für Pakete und Päckchen in die DDR, 
die als außergewöhnliche Belastung im Sinne 
der §§ 33, 33 a EStG gelten und derzeit bei 
20 DM für Päckchen und 30 DM für Pakete 
liegt, demnächst zu erhöhen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Bestim- 
mung im Steueranpassungsgesetz zu ändern, 
nach der die Zuwendungen an Nichtverwandte 
der Begründung der Zwangsläufigkeit der Ver- 
pflichtung unterliegen? 

Durch welche Maßnahmen will die Bundesre- 
gierung angesichts der Tatsache, daß der von 
ihr gelegentlich der Beantwortung meiner 
Frage in der Fragestunde am 2. April 1971 in 
Aussicht gestellte Entwurf eines Zehnten Ge- 
setzes zur Änderung des Tabaksteuergesetzes 
noch nicht vorliegt, sicherstellen, daß die Ta- 
bakindustrie trotz des im Neunten Tabak- 
steueränderungsgesetzes ausgesprochenen 
Verbots ab 1, Juli 1971 inländischen Rohtabak 
der Ernte 1970 verarbeiten kann? 

29. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Verwen- 

Dr. Hauff düng prämienbegünstigter Bausparguthaben 

für die Modernisierung von Altbauwohnungen 
zu unterstützen? 

30. Abgeordneter Plant die Bundesregierung eine Dynamisierung 

Dr. Arnold der Einheitswerte des Grundbesitzes, die auf 

diese Weise den steigenden Verkehrs werten 
laufend angepaßt werden sollen? 


28, Abgeordneter 
Krammig 


27. Abgeordneter 
Wüster 


26. Abgeordneter 
Wüster 
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31. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, daß die auf den 

Dr. Arnold 1. Januar 1964 festgestellten Einheitswerte all- 

gemein prozentual erhöht werden sollen und 
damit nicht mehr, wie ursprünglich vorgese- 
hen, von 1974 an in ihrer jetzigen Höhe zur 
Anwendung kommen? 

32. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Dr. Althammer bei den amerikanischen Militärbehörden dar- 
auf hinzuwirken, daß nach dem Abzug der 
1. amerikanischen Infanteriedivision aus 
Augsburg das Truppenübungsgelände, das mit- 
ten im Erholungsgebiet der Umgebung Augs- 
burgs liegt, aufgehoben und zivilen Zwecken 
zugeführt wird? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Wirtschaft 


33. Abgeordneter Wie verhalten sich die seit 1. Januar 1971 ab- 

Höcherl geschlossenen Lohntarifverträge mit allen Ne- 

benabreden zu den von der Bundesregierung 
ausgegebenen Orientierungsdaten für eine 
konjunkturgerechte Lohnentwicklung dieses 
Jahres? 

34. Abgeordneter Wird die Bundesregierung den Vorschlag des 

Hansen Mieterbundes, Maklergebühren je zur Hälfte 

vom Mieter und Vermieter bezahlen zu lassen, 
aufgreifen und eine entsprechende Regelung 
in das Gesetz über Maßnahmen zur Verbesse- 
rung des Mietrechts und der Begrenzung des 
Mietanstiegs aufnehmen? 

35. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Lebenshaltungsindex, der 

Engelsberger mit Hilfe des sogenannten Warenkorbs ermit- 

telt wird, den Preisanstieg nicht echt wider- 
spiegelt, da beispielsweise verteuerte Dienst- 
leistungen und Mieten nicht so stark gewichtet 
werden wie verbilligte Nahrungsmittel, so daß 
die echte Inflationsrate hoher ist, als sie offi- 
ziell angegeben wird? 

36. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, nach 

Krockert denen deutsche Versicherungsgesellschaften 

die Annahmepflicht für Kfz-Haftpflichtverträge 
verweigern, umgehen oder solche Verträge 
kündigen, weil es sich bei den Kfz-Haltern um 
Ausländer handelt? 


37, Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in geeigneter 

Krodrert Form auf die Gesetzwidrigkeit solchen Ver- 

haltens hinzuweisen und auf strikter Gleich- 
behandlung der Gastarbeiter zu bestehen? 
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38. Abgeordneter 

Engholm 


39. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 


40. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 


41, Abgeordneter 
Niegel 


42. Abgeordneter 
Haase 
(Kassel) 


43, Abgeordneter 
Dr. Sperling 


44. Abgeordneter 

Dr. Sperling 


45. Abgeordneter 
Dr. Giulini 


46. Abgeordneter 
Dr. Giulini 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß namhafte Unternehmen der phar- 
mazeutischen Industrie ihre für die medizini- 
sche Versorgung lebensnotwendigen Produkte 
in der Schweiz zu erheblich günstigeren Prei- 
sen anbieten (teilweise bis zu 75®/o billiger) als 
in der Bundesrepublik Deutschland? 


Wann gedenkt die Bundesregierung oder der 
Kohlebeauftragte dem Deutschen Bundestag 
einen Bericht vorzulegen, aus dem hervorgeht, 
inwieweit die Kohle-Einheitsgesellschaft unter 
Berücksichtigung betriebswirtschaftlicher, ge- 
samtwirtschaftlicher, sozialer und arbeits- 
marktpolitischer Gliederungspunkte einen 
Zeitpunkt erreichen wird, zu dem sie in die 
Phase eines gewinnbringenden öffentlichen 
Unternehmens gelangt? 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung in den 
Gremien der EWG sich nicht genügend ein- 
setzt, um deutschen Bauunternehmungen im 
benachbarten Ausland im Wettbewerb Chan- 
cengleichheit zu verschaffen? 

Treffen Meldungen zu, wonach die Bundesre- 
gierung der OECD bzw. den Europäischen Ge- 
meinschaften vorgeschlagen hat, Kuba in das 
Zollpräferenzsystem aufzunehmen, dagegen 
nicht Spanien, Portugal und Griechenland? 


Bestehen Zusammenhänge zwischen dem An- 
schwellen der spekulativen Geldbewegungen 
der letzten Tage in die Bundesrepublik und der 
Art und Weise, in der der deutsche Bundes- 
kanzler und der Bundeswirtschaftsminister bei 
verschiedenen Gelegenheiten auf dieses Pro- 
blem aufmerksam gemacht haben? 

Welche europäischen Zentralbanken haben in 
den vergangenen Monaten ihre Dollarreserven 
auf dem Eurogeldmarkt angelegt und dadurch 
zur Vergrößerung des Eurokreditvolumens 
und der die Bundesrepublik Deutschland bela- 
stenden Devisenschwemme beigetragen? 

Hat sich auch die Bundesbank auf diese Art an 
der Vermehrung der Dollarschwemme betei- 
ligt? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die wirtschaftlichen Beziehungen zu Au- 
stralien zu intensivieren? 


Hat die Bundesregierung erkannt, daß Austra- 
lien von allen in Frage kommenden übersee- 
ländem die meisten Chancen für einen inten- 
siven Warenaustausch bietet? 
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Geschäftsbereidi des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


47. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, nach denen in 

Ehnes den Niederlanden aus Mitteln des Entwick- 

lungs- und Sanierungsfonds Beihilfen zu den 
Erzeugerkosten für bestimmte Arten von Grün- 
futter gewährt werden, wenn Verpflichtungen 
zum Ausbau und zur Grünfuttertrocknung ein- 
gegangen werden? 

48. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Ehnes diese Maßnahme einen ungerechtfertigten 

Wettbewerbsvorteil darstellt, der noch dadurch 
eine Verschärfung erfährt, daß die Heizöl- 
preise in diesem Mitgliedstaat niedriger sind 
als in der Bundesrepublik Deutschland? 

49. Abgeordneter Ist es richtig, daß die holländische Regierung 

Kiedile besondere Überbrückungsmaßnahmen be- 

schlossen hat, die zum Ziel haben, Liquiditäts- 
schwierigkeiten einzelner Obsterzeugerbetrie- 
be zu beheben? 

50. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich bei der 

Kiechle EWG-Kommission für eine Klärung dieser 

Sachverhalte einzusetzen und gegebenenfalls 
auf ein Verbot der Maßnahmen zu dringen? 

51. Abgeordneter Trifft es zu, daß den Gartenbaubetrieben in 

Rainer den Niederlanden staatliche Hilfe gewährt 

wird, wenn sie Kredite für die Beschaffung von 
Heizöl aufnehmen? i 

52. Abgeordneter Ist es richtig, daß die anfallenden Zinsen von 

Rainer der öffentlichen Hand getragen werden? 

53. Abgeordneter Wann beabsichtigt die Bundesregierung die 

Röhner Vorlage einer Regelung über die Gewährung 

von Zuschüssen an Landwirte für den Aufbau 
einer neuen selbständigen Existenz? 

54. Abgeordneter Zu welchem Zeitpunkt wird die Bundesregie- 

Röhner rung eine Regelung für die Gewährung von 

Zuschüssen zur Sicherung der späteren Alters- 
versorgung dieser selbständig Erwerbstätigen 
vorlegen? 

55. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Heraus- 

Schröder geber der Verbraucherkorrespondenz über die 

(Wilhelminenhof) „enormen Rationalisierungsreserven" der 

Landwirtschaft zu unterrichten, und gleichzei- 
tig auf das verzerrte Kosten-Preisgefüge ge- 
rade gut geführter und strukturell gesunder 
Betriebe hinzuweisen? 
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56. Abgeordneter Kann die Bundesregierung der von der Ver- 
Sdiröder braudierkorrespondenz verbreiteten Meinung 

(Wilhelminenhof) entgegentreten, daß nach Sanierung der länd- 
lichen Räume enorme Finanzmittel frei wer- 
den, um notwendige Reformen in anderen Be- 
reichen durchführen zu können, die Landwirt- 
schaft also als finanzieller Bremsklotz für an- 
derweitige Reformen dargestellt wird? 


57. Abgeordneter Hält die Bundesregierung angesichts des in 
Dr. Eyrich wenigen Wochen abgeschlossenen Wirtschafts- 

jahrs 1970/71 ihre Aussage immer noch auf- 
recht, daß die Landwirtschaft annähernd das 
Einkommensniveau des zurückliegenden Wirt- 
schaftsjahrs 1969/70 erreichen wird (Druck- 
sache VI/1861)? 


58. Abgeordneter Bleibt die Bundesregierung im Hinblick auf 
Dr. Eyrich den sich beschleunigenden Preisauftrieb bei 

ihrer Äußerung, daß die Landwirtschaft durch 
eine zeitliche Streckung der Investitionen und 
durch Verlagerungen innerhalb der Aufwand- 
struktur dem für sie unerträglichen Kostenan- 
stieg entgegenwirken kann? 


59, Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 
Susset schlechte Betriebsstrukturen, ungünstige 

Standorte und Bodenverhältnisse, Fehlinvesti- 
tionen und unzureichende Qualifikationen der 
Betriebsleiter die Hauptursache dafür sind, daß 
ein Teil der Landwirtschaft an dem allgemei- 
nen Wirtschaftswachstum in der Bundesrepu- 
blik Deutschland nicht voll teilnimmt, wie es 
in der Verbraucherkorrespondenz vom 9. März 
1971 dargestellt ist? 


60. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 
Susset der ganze Agraretat, einschließlich der EWG- 

Zahlungen und sonstiger nicht auf den Betrieb 
bezogenen Maßnahmen (Küstenschutz, Vor- 
ratshaltung, Soziallasten usw.) durch globale 
Umrechnung auf den Einzelbetrieb (12 000 DM) 
so verzerrt und irreführend in der Öffentlich- 
keit dargestellt werden kann (wie es in der 
Verbraucherkorrespondenz vom 9. März 1971 
geschehen ist)? 


61, Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die während 
Dr, Hauser ihrer Regierungszeit eingetretene Baukosten- 

(Sasbach) Steigerung durch Verbesserung der Förder- 

konditionen im einzelbetrieblichen Förde- 
rungsprogramm gebührend zu berücksichtigen, 
oder hält sie nach wie vor an der Aussage fest, 
die gegenwärtige Situation würde keine Ände- 
rung der Richtlinien erfordern (Drucksache 
VI/1861)? 
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Gesdiäftsbereicii des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


62. Abgeordneter 
Folger 


63. Abgeordneter 
Folger 

64. Abgeordneter 

Sdimidt 

(Kempten) 


65. Abgeordneter 
Sdimidt 
(Kempten) 


66, Abgeordneter 

Horn 


67. Abgeordneter 

Hom 


68. Abgeordneter 
Horstmeier 


Sind die Behauptungen des Vorsitzenden der 
Arbeitsgemeinschaft bayerischer Bezirkstags- 
präsidenten richtig, die Bundesanstalt für Ar- 
beit sei ein schwerfälliger, nicht funktionie- 
render Apparat, sie habe das Arbeitsförde- 
rungsgesetz bis heute nicht vollzogen, dieses 
Verhalten erschwere die Rehabilitation Behin- 
derter und bringe den Bezirkshaushalten eine 
erhebliche Belastung? 


Wenn ja, was geschieht, um die kritisierten 
Mängel rasch abzustellen? 

Entspricht die Behauptung des Vorsitzenden 
der Arbeitsgemeinschaft bayerischer Bezirks- 
tagspräsidenten, Josef Fischer, den Tatsachen, 
daß die Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg 
ein schwerfälliger, nicht funktionierender Ap- 
parat sei, der das am 1. Juli 1969 in Kraft ge- 
tretene Arbeitsföiderungsgesetz bis heute 
nicht vollzogen habe, so daß die Regierungs- 
bezirke in Bayern als überörtliche Träger der 
Sozialhilfe gezwungen seien, mit Millionen- 
beträgen bei der beruflichen Förderung an- 
spruchsberechtigter Bürger lange Zeiten zu 
überbrücken? 


Ist die Bundesregierung in der Lage, dieser 
Behauptung, die von einem Skandal insbeson- 
dere bezüglich der Rehabilitation Behinderter 
spricht, durch entsprechendes Tatsachenmate- 
rial entgegenzutreten? 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung, um Selbständigen, die weniger als 
fünf Jahre versicherungspflichtig waren, die 
Möglichkeit zur Weiterversicherung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung zu geben? 


Ist die Bundesregierung bereit, gesetzliche 
Regelungen vorzubereiten, die allen Selbstän- 
digen die Möglichkeit des Eintritts in die 
Sozialversicherung bieten? 


Hält die Bundesregierung nach wie vor an der 
seinerzeit gegebenen Zusage fest, eine Kran- 
kenversicherungsregelung für Landwirte am 
1. Januar 1972 in Kraft zu setzen? 


69. Abgeordneter Ist die Bundesregienmg im Hinblick auf den 
Horstmeier entstandenen Zeitdruck bereit, Maßnahmen zur 

imverzüglichen Vervollständigung der Kran- 
kenversicherung für die Landwirte durch Ver- 
besserung des Krankenversicherungsschutzes, 
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70, Abgeordneter 

Kohlberger 


71. Abgeordneter 

Dn Slotta 


72. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 


73. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 


insbesondere der Altenteiler, im Rahmen be- 
stehender Krankenversicherungsträger zu er- 
greifen, die schnell wirken könnten, prakti- 
kabel wären, ein Höchstmaß an Sicherheit ver- 
leihen und Zwang vermeiden würden, für die 
Bauern die billigste von allen möglichen Alter- 
nativen wären und — weil keine neuen Yer- 
sicherungseinrichtungen vorgesehen zu wer- 
den brauchten — in jedem Fall zum 1. Januar 
1972 wirksam werden könnten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Perso- 
nen, die erst mit dem 50. Lebensjahr oder 
später eine Arbeit aufnehmen und mit dem 
65. Lebensjahr wieder aus dem Arbeitsprozeß 
ausscheiden, nach der heute geltenden Fassung 
der RVO weder eine Leistung in Form einer 
Altersrente noch eine Rückzahlung ihrer gelei- 
steten Beiträge zu erwarten haben und ist 
beabsichtigt, hier eine Abhilfe zu schaffen? 

Gedenkt die Bundesregierung, dem Deutschen 
Bundestag ein Rahmengesetz für die Schaffung 
von Arbeitskammern vorzuiegen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß es Al- 
tersruhegeldempfänger gibt, die sich wegen 
ihrer relativ niedrigen Rente gezwungen se- 
hen, ihr versicherungspflichtiges Beschäfti- 
gungsverhältnis fortzusetzen oder neben ihrem 
Altersruhegeld eine andere versicherungs- 
pflichtige Tätigkeit auszuüben? 

Hält es die Bundesregierung für sozial gerecht- 
fertigt, wenn die in Frage 72 genannten Ruhe- 
geldempfänger nach geltendem Recht den all- 
gemeinen Krankenversicherungsbeitrag lei- 
sten müssen, der ihrem Versicherung spflich- 
tigen Bruttoarbeitsentgelt entspricht, im Falle 
einer über sechs Wochen hinausgehenden Ar- 
beitsunfähigkeit infolge Krankheit aber keinen 
Anspruch auf Krankengeld haben? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Verteidigung 


74. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die in der Antwort 
Seefeld auf die Kleine Anfrage zum allgemeinen Ret- 

tungsdienst in der Bundesrepublik Deutschland 
(Drucksache VI/256) angekündigten drei Test- 
rettungszentren inzwischen eingerichtet, und 
welche Erfahrungen sind seitdem gemacht 
worden? 


75. Abgeordneter Wer hat veranlaßt, daß der Führungsstab des 
Dr. Zimmermann Heeres fernschriftlich beim 2, Korps in Ulm 
und beim Territorialkommando Süd in Heidel- 
berg Ermittlungen über die Verbreitung des 
„Bayern-Kurier" in den süddeutschen Kaser- 
nen eingeleitet hat? 
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76. Abgeordneter 
Gierenstein 

77. Abgeordneter 
Gierenstein 


78. Abgeordneter 

Biehle 


79. Abgeordneter 
Biehle 


80. Abgeordneter 

Zander 


81. Abgeordnete 
Frau Tübier 


82. Abgeordnete 
Frau Tübier 


Billigt die Bundesregierung das Vorgehen des 
Führungsstabes des Heeres? 

Weshalb erstrecken sich die Ermittlungen nur 
auf den „Bayern-Kurier“, nicht aber auf sämt- 
liche Zeitungen und Zeitschriften, die in den 
Kasernen der Bundeswehr aufliegen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die Fernschreiben, die an sämtliche Einheiten 
der Bundeswehr im süddeutschen Raum wei- 
tergeleitet wurden, erhebliche Unruhe in der 
Truppe entstanden, und daß Soldaten, die den 
„Bayern-Kurier" per Streifband beziehen, aus 
Furcht vor Repressalien („Schwarze Listen" 
beim Bundesverteidigungsministerium, Ver- 
merke in den Personalakten) die Post ange- 
wiesen haben, den „Bayern-Kurier" an ihre 
Heimatanschrift zü senden? 

Glaubt die Bundesregierung, daß die Aktionen 
des Bundesverteidigungsministeriums wegen 
der Verbreitung des „Bayern-Kurier“ ange- 
sichts der genannten psychologischen Auswir- 
kungen in der Truppe vereinbar sind mit Ar- 
tikel 5 Abs. 1 des Gnmdgesetzes, wonach je- 
dermann das Recht garantiert ist, „sich aus 
allgemein zugänglichen Quellen ungehindert 
zu unterrichten“? 

Kann die Bundesregierung sicher st eilen, daß 
zukünftig der 1. Mai nicht mehr zu Waffen- 
demonstrationen der Bundeswehr benutzt 
wird, wie dies in diesem Jahr durch das Pan- 
zergrenadierbataillon 131 geschehen ist? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
stark verkürzte Zuweisung von Mitteln für 
Geschäftsbedürfnisse imd Reisekosten im Be- 
reich der Marine der normale Dienstbetrieb 
und die Wahrnehmung der Dienstaufsicht nicht 
mehr ausreichend gewährleistet sind? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
diesem Mißstand abzuhelfen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


83. Abgeordneter Ist die Bundesregienmg bereit, § 43 Abs. 2 des 
Pawelczyk Bundessozialhilfegesetzes dergestalt zu än- 

dern, daß zu den Aufwendungen für die vor- 
schulische Erziehimg von behinderten Kindern 
in der gleichen Weise Hilfen gegeben werden, 
wie zu den Aufwendungen für die Schulaus- 
bildung? 
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84. Abgeordnete 
Frau Stommel 


85. Abgeordneter 

Dr. Slotta 


86. Abgeordneter 

Strohmayr 


87. Abgeordneter 
Strohmayr 


88. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 


89. Abgeordneter 

Baier 


90. Abgeordneter 
Wawrzik 


Ist die Bundesregierung bereit, durch gezielte 
Maßnahmen Familien mit zwei Kindern erneut 
darauf hinzuweisen, daß auf Grund der An- 
hebung der Einkommensgrenze beim Zweit- 
kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz 
für viele Familien ein Anspruch auf Zweit- 
kindergeld besteht, nachdem inzwischen er- 
kennbar geworden ist, daß viele Familien bis- 
her das Zweitkindergeld nicht beantragt ha- 
ben, obwohl die Anspruchsvoraussetzungen 
gegeben sind? 


Welche Unterstützungen gedenkt die Bundes- 
regierung zu geben, damit — wie in Hessen — 
auch in anderen Bundesländern durch qualifi- 
zierte Beratungslehrer auf die Gefahren des 
Rauschmittelkonsums hingewiesen wird? 


Könnte sich die Bundesregierung in Zusam- 
menarbeit mit den zuständigen Länderministe- 
rien zur Abwendung brutaler Behandlungen 
von Insassen in privaten Altersheimen ent- 
schließen, die gewerbliche Zulassung und den 
Betrieb von privaten Altersheimen an die Mit- 
gliedschaft im Bundesverband privater Alten- 
und Pflegeheime e. V. zu binden? 


Ist der Bundesregierung die Auskunft möglich, 
wie hoch prozentual die Sterbefälle in privaten 
Altersheimen gegenüber Altersheimen kom- 
munaler und paritätischer Träger ist? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
„Deutsche Versehrtensport verband e. V." xin- 
ter Verwendung zweckbestimmter Förderungs- 
mittel für andere Versehrtengruppen sport- 
liche Rehabilitationsmaßnahmen für den gros- 
sen Personenkreis der Zivilbeschädigten be- 
treibt, und wird diese Tatsache die Bundes- 
regierung veranlassen, dem Verband zur 
Wahrnehmung der genannten Aufgabe künf- 
tig eine angemessene finanzielle Unterstüt- 
zung zu gewähren? 


Ist die Bundesregierung bereit, die Argumente 
vieler deutscher Jugend verbände zu respektie- 
ren, wonach eine längere Sperre oder gar Kür- 
zung der im Bundes] ugendpl an vorgesehenen 
Mittel in jugendpolitischer und pädagogischer 
Hinsicht erhebliche nachteilige Folgen hätte 
und deshalb für eine Freigabe der vorgesehe- 
nen Gesamtansätze im Bundes] ugendplan un- 
verzüglich zu sorgen? 


Ist die Bundesregierung bereit, durch entspre- 
chende Maßnahmen die Eintragung der Blut- 
gruppe in den Personalausweis auf Antrag 
zu ermöglichen? 
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91. Abgeordneter Hat die Bundesregierung einen Überblick über 

Wawrzik die Zahl der Fälle, in denen ein wirksames 

ärztliches Eingreifen nicht möglich war, weil 
die Blutgruppe des Verletzten nicht bekannt 
oder nicht schnell genug festgestellt werden 
konnte? 

92. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine 

Dr. Wömer Mehrheit der niedergelassenen Ärzte in West- 

deutschland Naturheilverfahren, Homöopathie 
etc. in mehr oder weniger großem Umfang 
anwenden und daß breite Kreise der Bevölke- 
rung keine Einschränkung oder Behinderung 
dieser Medizinzweige wünschen, so daß die 
Anliegen sowohl der Ärzte als auch der Be- 
völkerung gebührend berücksichtigt werden 
müßten? 


93. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Vorsorge getragen, 

Dr. Wörner daß sich ihre Vorschläge zur Arzneimittelno- 

velle auf wirklich gesicherte und unbestritten 
wissenschaftliche Grundlagen stützen und nicht 
nur einseitigen z. B. pharmakologischen Auf- 
fassungen Gehör schenken? 

94. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Mel- 

Härzschel düng im „Spiegel", Nr. 19 vom 3. Mai 1971, 

wonach 850 Bundesbürger erkrankten, mehr 
als 20 starben, nachdem sie den Appetitzügler 
Menocil eingenommen hatten, und welche 
Konsequenzen wird die Bundesregierung be- 
züglich der darin enthaltenen Fragen ziehen, 
auch unter dem Aspekt der Antwort vom 
29. April 1971 auf meine Fragen A. 85 und 86 
in Drucksache VI/2113 (vgl. Stenographischer 
Bericht über die 116. Sitzung, Seite 6835)? 


Gesdiäftsbereidie des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


95. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Ergebnisse der 

Dr. Nölling vom Automobilclub von Deutschland (AvD) 

z. Z. durchgeführten Abgasprüfungen bekannt, 
und teilt sie die Auffassung, daß eine richtige 
Vergasereinstellung neben der Herabsetzimg 
des Bleigehalts im Benzin ein wirksamer Bei- 
trag zum Kampf gegen die Umweltverschmut- 
zung ist? 

96. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, durch ge- 

Dr, Nölling setzliche Maßnahmen zu erwirken, daß die 

Vergasereinstellung von Kraftfahrzeugen in 
kurzen Zeitabständen überprüft werden muß? 
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97. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


98. Abgeordneter 

Ollesch 


99. Abgeordneter 
Ollesch 


100. Abgeordneter 

Pfeifer 


101. Abgeordneter 
Seefeld 


102. Abgeordneter 
Dr. Evers 


103. Abgeordneter 
Dr. Evers 


104. Abgeordneter 
Josten 


105. Abgeordneter 
Orgaß 


Hat die Bundesregierung die im Verkehrsbe- 
ridit 1970 (Drucksache VI/1350) angekündigte 
Bereitschaft, sich mit Nachdruck bei den zu- 
ständigen Stellen um Errichtung einer staat- 
lichen Luftfahrtschule zu bemühen, verwirk- 
licht und gegebenenfalls mit welchem Ergeb- 
nis? 

Treffen Meldungen zu, wonach die im Haus- 
halt vorgesehenen Zuschüsse zu Abwrack- 
prämien für die mittelständische Binnenschiff- 
fahrt in Höhe von 15 Millionen DM erschöpft 
sind, und sieht die Bundesregierung keine 
weiteren Zuschüsse zu den Abwrackprämien 
vor? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in vielen 
Fällen die Abwrackprämien ohne Zuschüsse 
nicht einmal ausreichen, um die auf den Schif- 
fen liegenden Kredite der Schiffskreditbanken 
abzulösen? 

Warum gelten die verbilligten Fahrmöglich- 
keiten für Rentner bei der Deutschen Bundes- 
bahn nicht auch für Bahnbusse, zumal Rentner 
häufig auf die Fahrt mit dem Bahnbus ange- 
wiesen sind, um den Anschluß an den Zug zu 
erreichen? 

Ist in jeder Gemeinde der Bimdesrepublik 
Deutschland ein öffentlicher Münzfernsprecher 
vorhanden, der dem Publikum zu jeder Tages- 
und Nachtzeit zugänglich ist, und — wenn 
nein — bis wann wird dieser offensichtliche 
Mangel abgestellt sain? 

Ist die Erhöhung der Grundgebühren für 
Autotelefone von bisher 60 auf 270 DM ab 
1. Juli 1971 durch die Kostenentwicklung die- 
ses Betriebszweigs gerechtfertigt, oder war 
hierbei die Vorstellung maßgebend, daß in 
diesem Betriebszweig eine über die kostenbe- 
dingte Gebührenhöhe hinausgehende Einnah- 
mesteigerimg möglich sei? 

Teilt die Bundesregierung meine Ansicht, daß 
die Erhöhimg eines administrativen Preises um 
über 300®/o eine konjunkturpolitisch ungün- 
stige Signalwirkung ausüben muß? 

Wieweit treffen Meldungen zu, nach denen 
viele Postdienststellen in kleinen Gemeinden 
aufgelöst werden sollen? 

Zu welchem Ergebnis ist der von der Bundes- 
regierung eingesetzte Arbeitskreis „Rundfunk- 
antennen" gekommen, der Lösungen zur Besei- 
tigung von Beeinträchtigungen des Fernseh- 
empfangs durch Hochbauten finden sollte? 
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106. Abgeordneter Welches sind die Gründe dafür, daß das Rund- 

Härzschel schreiben des Bundesministers für das Po st- 

und Fernmeldewesen an die Abteilungen und 
Referate der Deutschen Bundespost vom 
27. November 1970 bezüglich der Praktizierung 
von Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechten 
der Personalvertretung nur auf die Deutsche 
Bundespost beschränkt blieb und bis jetzt noch 
keinen Eingang bei der Deutschen Bundesbahn 
und anderen Bundesbehörden gefunden hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


107. Abgeordneter 
Zebisch 


108. Abgeordneter 
Zebisch 


109. Abgeordneter 

Dr. Haack 


110. Abgeordneter 

Konrad 


111. Abgeordneter 
Dr. Martin 


112. Abgeordneter 

Dr. Hauff 


Unterstützt die Bundesregierung die Förde- 
rung des Ausschusses junger Lehrer und Erzie- 
her in der Gewerkschaft Erziehung und Wis- 
senschaft, verstärkt ausländische Lehrer in der 
Bundesrepublik Deutschland zur Betreuung der 
Kinder von Ausländern und Gastarbeitern ein- 
zusetzen, und wird sie dazu Verbindung mit 
den Bundesländern und der Bundesanstalt für 
Arbeit aufnehmen? 

Wie groß ist der Anteil der Gastarbeiterkinder 
in den einzelnen Jahrgängen beim Besuch der 
höheren Schulen, und was wird die Bundes- 
regierung unternehmen, um diesen Kindern 
gleiche Chancen zu verschaffen? 

Welche Auffassung vertritt die Bundesregie- 
rung zu den in der letzten Zeit in der Bundes- 
republik Deutschland vorgebrachten Bedenken 
gegen die Errichtung von Atomkraftwerken 
(gesundheitsschädigende Auswirkungen der 
Radioaktivität)? 

Welche Möglichkeiten hat die Bundesregie- 
rung, auf die Landesregierung Schleswig-Hol- 
stein einzuwirken, daß diese die nach Ansicht 
des Wissenschaftsrats zu niedrige Zahl von 
18 000 Studienplätzen für den ersten Rahmen- 
plan im Hochschulbau bedarfsgerecht erhöht? 

Inwieweit beruht die Darstellung des Nach- 
richtenmagazins „Der Spiegel" vom 3. Mai 
1971 auf Tatsachen, wonach angesichts der er- 
heblichen Preissteigerungen und der erforder- 
lichen Anti-Inflationspolitik von der gesamten 
Bildungsreform nur noch die Einführung der 
Vorschule durchführbar ist? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß cjualifi- 
zierte Bewerber bei der Gesellschaft für Ma- 
thematik und Datenverarbeitung mbH in nen- 
nenswertem Umfang deswegen nicht einge- 
stellt werden konnten, weil entsprechende Ge- 
haltsangebote weit unter dem „Marktwert" 
lagen? 
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113. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung die Ent- 

Lenzer Wicklung deutscher Großrechner (z. B. TR 440) 

der Firma AEG-Telefunken weiterhin fördern 
will? 

114. Abgeordneter Wie ist in diesem Zusammenhang das Ergebnis 

Lenzer der Abnahme einer gleichen, am Deutschen 

Rechenzentrum Darmstadt installierten Anla- 
ge, und welche Erfahrungen liegen sechs Mo- 
nate nach Erweiterung dieser Anlage vor? 

115. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 

Niegel führungen von Prof. Dr. Scheuch in der „Welt" 

vom 7. November 1970, in dem er auf die Ge- 
fahren einer falsch verstandenen Bildungspo- 
litik aufmerksam macht? 


Gesdiäftsbereidi des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


116. Abgeordneter Gibt es eine Erfolgskontrolle für die vom 
Dr. Haack Presse- und Informationsamt der Bundesregie- 

rung herausgegebenen fremdsprachigen Infor- 
mationsbroschüren, Bulletins, Pressedienste 
und Periodika? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


117. Abgeordneter Welche Schritte hat die Bundesregierung seit 

Baier Beginn des letzten Jahres bei den drei West- 

mächten und bei der Regierung der UdSSR 
unternommen, um aus humanitären Gründen 
nach 30jähriger Inhaftierung die Haftentlas- 
sung des 77jährigen schwerkranken Rudolf 
Heß zu bewirken? 

118. Abgeordneter Was hat der Herr Bundesaußenminister ge- 

Dr. Riedl meint, als er am 5. Mai 1971 vor den Teilneh- 

(München) mern der Pyrmonter Unternehmergespräche 

auf die Frage, was die Bundesregierung dem 
Osten nach den Moskauer- und Warschauer- 
Verträgen noch anbieten kann, um die Mauer 
zu beseitigen, erklärte: „Das ist eine Polemik, 
wie sie sonst nur in südlicheren Landesteilen 
Deutschlands üblich ist"? 

119. Abgeordneter Welche Voraussetzungen verbindet die Bun- 
Engelsberger desregierung im einzelnen mit dem Begriff 

einer „befriedigenden Berlin-Regelung"? 
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120. Abgeordneter 
Dr. Meinecke 
(Hamburg) 


121. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 


122. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 


123. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


124. Abgeordneter 
Josten 


125. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 


Hat die Bundesregierung auf Grund der Mel- 
dungen, daß in Ostpakistan etwa 4 Millionen 
Menschen vom Hungertod bedroht sind, erneut 
Überlegungen über eine Fortsetzung der hu- 
manitären Hilfe in diesem Gebiet angestellt, 
und sind entsprechende Wünsche von der für 
diese Region verantwortlichen Regierung an 
die Bundesregierung herangetragen worden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Emp- 
fehlung im Bericht der Kommission für die 
Reform des Auswärtigen Dienstes vom März 
1971 (Seite 112), „von dem bisherigen zwin- 
genden Erfordernis, auch über gute Sprach- 
kenntnisse in Französisch zu verfügen, sollte 
dann abgegangen werden, wenn der Bewerber 
gute Kenntnisse einer anderen, für den Aus- 
wärtigen Dienst wichtigen Fremdsprache be- 
sitzt" im Lichte des deutsch-französischen Ver- 
trages vom 22. Januar 1963, in dem die „we- 
sentliche Bedeutung . . . , die der Kenntnis 
der Sprache des anderen in jedem der beiden 
Länder für die französisch-deutsche Zusam- 
menarbeit zukommt", hervor gehoben wird, un- 
ter Berücksichtigung der Zusage des Parlamen- 
tarischen Staatssekretärs beim Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft im Deutschen 
Bundestag vom 1. April 1971, die Bundesregie- 
rung wolle sich für eine gleichberechtigte Aus- 
bildung im Französischen an höheren Schulen 
einsetzen und im Hinblick auf die Erklärungen 
des Herrn Bundeskanzlers vom 3. Juli 1970 
gegenüber Präsident Pompidou anläßlich 
deutsch-französischer Konsultationen in Bonn, 
die „erste Aufgabe sei die Förderung und wei- 
tere Intensivierung unserer bilateralen Zu- 
sammenarbeit"? 

Welche Auswirkungen könnten sich aus der 
empfohlenen Neuregelung für die europäische 
Einigungspolitik ergeben, deren Kern die 
deutsch-französische Zusammenarbeit sein soll 
und für die die französische Sprache ein wich- 
tiges Element darstellt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die grie- 
chische Regierung mit der Eröffnung einer 
griechischen Handelskammer in Ostberlin auf 
die vielfältigen Erklärungen deutscher Regie- 
rungskreise reagieren will? 

Wieweit sind die Verhandlungen mit den Ost- 
blockstaaten und der Sowjetunion gediehen, 
welche die Probleme der Gräber deutscher 
Soldaten betreffen? 

Ist der Bundesregierung das Memorandum der 
Exilverbände von 19 ost- und südosteuropäi- 
schen Nationen in der Bundesrepublik 
Deutschland vom 4. März 1971 bekannt, in dem 
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es heißt, daß der Wortlaut des deutsch- jugo- 
slawischen Auslieferungsvertrages vom 26. 
November 1970 und die Erklärungen von Bun- 
desminister Scheel anläßlich der Vertragsun- 
terzeichnung die Befürchtungen bestätigen, 
wonach politische Flüchtlinge in der Bundes- 
republik Deutschland durch den Vertrag ent- 
gegen den Bestimmungen der Menschenrechte 
1950 und 1951 und der Genfer Konvention, die 
ausdrücklich eine Auslieferung, selbst beim 
Vorliegen krimineller Taten, verbietet, gefähr- 
det sind, und wie steht die Bundesregierung 
zu diesem Memorandum? 


126. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, meiner Anre- 
Tallert gung (in der Bundestagsdebatte zur Entwick- 

lungspolitik am 28. April 1971) zu folgen, die 
rd. 1 000 000 ostpakistanischen Flüchtlinge im 
indischen Grenzgebiet humanitär zu unterstüt- 
zen? 


127. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Verhandlun- 
Tallert gen mit der Regierung in Islamabad und im 

Pakistan-Konsortium der Weltbank gemein- 
sam mit den anderen Mitgliedstaaten darauf 
hinzuwirken, daß das Einreiseverbot nach Ost- 
Pakistan für das Internationale Rote Kreuz 
und andere Hilfsorganisationen aufgehoben 
wird? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

1. Abgeordneter Warum ist die Bundesregierung in bezug auf 

Engelsberger die Anknüpfung diplomatischer Kontakte zur 

Volksrepublik China bisher nicht aktiv ge- 
worden? 

2. Abgeordneter Welche Hilfe kann die Bundesregierung den 

Storni Veranstaltern von internationalen Freund- 

schaftswochen, 2 . B. „deutsch-dänische Woche", 
„deutsch-französische Woche", zukommen las- 
sen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 

3. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Haack Studenten, die das 27. Lebensjahr überschrit- 

ten haben, benachteiligt sind (Wegfall des Kin- 
derfreibetrags und des Kindergelds und der 
Mitversicherung in der Krankenversicherung 
der Eltern)? 

4. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Weigl für den Abschluß von Ausbildungsversicherun- 

gen an Stelle des Sonderausgabenabzugs Aus- 
bildungsprämien zu gewähren, damit einkom- 
mensschwache Personenkreise diese Vergün- 
stigung ebenfalls in Anspruch nehmen können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

5. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung mit der am 1. Mai 
Engelsberger in Hannover in Anwesenheit des Bundeskanz- 
lers vom DGB-Vorsitzenden Vetter geäußer- 
ten Ansicht überein, daß die bestehende Ge- 
sellschaftsordnung verändert werden müßte, 
bevor sich die Gewerkschaften in die Gesell- 
schaft integrieren lassen könnten, und muß 
hinter dieser Erklärung nicht die Absicht ver- 
mutet werden, die soziale Marktwirtschaft zu 
einem sozialistischen Wirtschaftssystem um- 
zugestalten? 

Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

6. Abgeordneter In welcher Form gedenkt die Bundesregie- 

Konrad rung, die Bekämpfung der Tollwut in der Bun- 

desrepublik Deutschland zu empfehlen, nach- 
dem ein Verfahren vor dem Oberverwaltungs- 
gericht in Lüneburg Zweifel an der Zulässig- 
keit und Zweckmäßigkeit der „Zwangsbega- 
sung" erneut hat aufkommen lassen? 
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7. Abgeordneter 
Rainer 


8. Abgeordneter 
Peters 

(Poppenbüll) 


9. Abgeordneter 
Peters 

(Poppenbüll) 


10. Abgeordneter 
Röhner 


11. Abgeordneter 
Röhner 


Trifft es zu, daß dem Freistaat Bayern in der 
ersten Rate des Förderungskontingents 1971 
für besondere agrarstrukturelle Maßnahmen 
wesentlich geringere Förderungsmittel zur 
Verfügung gestellt wurden, als ihm aus dem 
bisherigen Verteilerschlüssel zugestanden hät- 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
EWG-Kommission in Brüssel laut Meldung 
von Agrar-Europe vom 4. Mai 1971 eine Auf- 
klärungskampagne in den einzelnen Mitglieds- 
ländern der Gemeinschaft über Agrarstruktur- 
politik durchführen will, und wie steht die 
Bundesregierung zu diesem Vorhaben? 

Ist es üblich, daß die Kommission, die keiner 
parlamentarischen Verantwortung unterliegt, 
ohne Abstimmung mit den nationalen Regie- 
rungen derartige Kampagnen durchführt, und 
was gedenkt die Bundesregierung gegebenen- 
falls zu tun, daß ihr eventuell abweichender 
Standpunkt genügend berücksichtigt wird? 

Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in 
denen Schäden (z. T. Spätschäden) bei öffent- 
lich geförderten Bodenverbesserungsmaßnah- 
men (Dränagen) entstanden sind, die ihre Ur- 
sache in Fehlplanungen der zuständigen Be- 
hörden haben, und bejahendenfalls, wie hoch 
wäre die Zahl der Fälle und der eingetretene 
Schaden zu beziffern? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich 
zuständige Behörden der Verantwortung ent- 
ziehen, indem sie z. B. in Nordrhein- Westfalen 
von dem Unternehmer bzw, Träger der Boden- 
verbesserung bei Antragstellung für die Ge- 
währung eines Zuschusses folgende Erklärung 
unterschreiben lassen: „Ich verzichte hiermit 
auf alle Ansprüche gegen das Land Nordrhein- 
Westfalen oder die von ihm beauftragten 
Dienststellen oder Personen, die sich aus einer 
nicht ordnungsmäßigen Planung, Herstellung 
oder Wirkungsweise der Bodenverbesserungs- 
maßnahme oder aus der Beratung oder Über- 
wachung ergeben könnten", und ist die Bun- 
desregierung bereit, in Zusammenarbeit mit 
den Ländern eine Schadensregulierung zu tref- 
fen, die die Landwirte von den eingetretenen 
Schäden entlastet und Maßnahmen zu treffen, 
um künftige Schäden zu verhindern? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

12. Abgeordneter Stimmen Pressemeldungen, wonach vor allem 
Zebisch im Zonenrandgebiet Heimarbeiter erschrek- 

kend unterbezahlt werden, und was wird die 
Bundesregierung unternehmen, um für diesen 
Arbeitnehmerkreis gerechte Löhne durchzuset- 
zen? 
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13. Abgeordneter Was sind nach Ansicht der Bundesregierung 

Zebisch die Hauptursachen für die niedrigen Löhne 

der Heimarbeiter, und wird die Bundesregie- 
rung durch eine gezielte Information der Rech- 
te von Arbeitnehmern aus allgemein verbind- 
lidi erklärten Tarifverträgen die soziale Lage 
der Heimarbeiter zu verbessern suchen? 

14. Abgeordneter Wie haben sich die Maßnahmen der Bundes- 

Sdimidt anstatt für Arbeit zur beruflichen Fortbildung 

(Braunschweig) und Umschulung ausgewirkt? 

15. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, vor dem 

Dr. Fuchs 31. Dezember 1972 den Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 
mit dem Ziel vorzulegen, die Finanzierung der 
Aufgaben nach dem 2. Abschnitt des Arbeits- 
förderungsgesetzes, sowie z. B. der produkti- 
ven Winterbauförderung und der Maßnahmen 
zur Arbeitsbeschaffung für ältere Arbeitneh- 
mer, anders zu regeln? 

16. Abgeordneter Wenn ja, was bestehen für Vorstellungen? 

Dr. Fuchs 

17. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, erhöhte 

Dr. Evers Schutzmaßnahmen für den Personenkreis an- 

zuordnen, der von Berufs wegen mit der Her- 
stellung oder Anwendung sogenannter bio- 
aktiver Waschmittel beschäftigt ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

18. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung die Ansicht, daß 
Jung der Betrag von 150 DM als Repräsentations- 

fonds für eine Einheit insbesondere dann nicht 
ausreichen kann, wenn am Garnisonsort noch 
ausländische Truppeneinheiten stationiert sind 
und der dadurch notwendige Repräsentations- 
aufwand erheblich höher liegt, und erwägt die 
Bundesregierung die Erhöhung der entspre- 
chenden Fonds? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

19. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswir- 
Picard kungen der Einbeziehung von Dietzenbach- 

Steinberg in das Ortsnetz Urberach auf die 
Fernsprechteilnehmer aus diesem Bereich, ins- 
besondere auf die dort ansässigen Unterneh- 
men, die u. a. auch wegen der günstigen Fern- 
sprechversorgung (Ortsnetz Heusenstamm, 
Knotenamtsbereidi Frankfurt — Offenbach) 
Dietzenbadi-Steinberg als Firmensitz gewählt 
hatten, sowohl bezüglich der Kosten wie auch 
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bezüglich der mit der Umstellung verbundenen 
Verzögerungen, bis ein Teilnehmer im Orts- 
netz Heusenstamm bzw. dem Knotenamtsbe- 
reich Frankfurt erreicht werden kann? 

Wann und unter weichen Voraussetzungen 
besteht die Möglichkeit, ein eigenes Ortsnetz 
Dietzenbach zu errichten, das zum Knotenamts- 
bereich Frankfurt gehört? 

21. Abgeordneter Welche Möglichkeit sieht die Bundesregie- 

Bredl rung, den Bau des Autobahnrings von Mün- 

chen-Nord nach München-Süd-Ost, der zu 
Recht als Autobahnrettungsring bezeichnet 
wurde, und den Bau des Autobahnastes (A 87) 
von Fang zur Autobahneinfahrt Kufstein durch 
Verpflichtung von ausländischen Firmen zu be- 
schleunigen? 

22. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, bis zum Bau 

Bredl des Autobahnrings Ost Schallschluckwände an 

der Einfahrt der Autobahn in München-Frei- 
inann bzw. entlang den Wohnsiedlungen an 
der stark befahrenen Strecke des mittleren 
Rings zwischen der Autobahn Nürnberg — 
Salzburg anzubringen? 

23. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich dafür zu 

Josten verwenden, daß beim Verkauf des Bundes- 

bahngeläncles der stillgelegten Bahnstrecke 
Abzweigung Erpeler Ley und Abzweigung 
Ahrbrücke in der Gemarkung Remagen keine 
überhöhten Preise von der Bundesbahndirek- 
tion gefordert werden, damit die vorgesehene 
Errichtung eines Kindergartens und einer Fer- 
tigbau-Kirche im Neubaugebiet Remagen mög- 
lich wird? 

24. Abgeordneter Für welche Bundesfernstraßenmaßhahmen im 

Weigl Bereich des Straßenbauamts Weiden (Oberpf) 

sind im Haushaltsjahr 1971 Mittel vorgesehen? 

25. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Zu- 

Wuwer kunftschancen von auf Magnetfeldern schwe- 

benden Schienenfahrzeugen? 

26. Abgeordneter Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 

Wuwer dieses neuartige Verkehrssystem finanziell zu 

fördern? 

27. Abgeordneter Wann ist mit dem Erlaß der von der Bundes- 

Dr. Jenninger regierung für das Jahr 1970 angekündigten 

Richtlinien des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften über die Ausdehnung der Fahr- 
erlaubnis der Klasse 4 auf Kraftfahrzeuge, 
deren durch die Bauart bestimmte Höchstge- 
schwindigkeit nicht mehr als 25 km/h bzw. 
30 km/h beträgt, zu rechnen? 
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28. Abgeordneter Wenn die angekündigte Richtlinie auch in die- 
Dr. Jenninger sem Jahr nicht erlassen wird, welche Möglich- 
keit sieht die Bundesregierung, den Haltern 
und Fahrern landwirtschaftlicher Zugmaschi- 
nen wenigstens vorübergehend von den Be- 
stimmungen des § 5 StVZO Erleichterungen 
bzw. Ausnahmen zu gewähren? 

29. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 

Dr. Evers die Störungen der Privatsphäre durch uner- 

wünschte oder versehentliche Telefonanrufe 
während häuslicher Ruhezeiten durch einfache 
technische Maßnahmen der Deutschen Bundes- 
post abstellbar gemacht werden könnten, und 
ist sie bereit, die Einführung derartiger Maß- 
nahmen zu fördern? 

30. Abgeordneter Trifft es zu, daß verhältnismäßig viele Paket- 

Dr. Arnold Sendungen in die DDR verloren gehen? 

31. Abgeordneter Trifft es weiterhin zu, daß viele Pakete von 

Dr. Arnold den Behörden der DDR ohne Angaben von 

Gründen beschlagnahmt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

32. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
Jung schlag einer zinsvergünstigten Vergabe von 

Darlehen an Berufssoldaten zum Bau von 
Eigenheimen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

33. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Anfang 1961 in Frankfurt 
Dr. Marx gekidnappte Günter Seigewasser, ehemaliger 

(Kaiserslautern) SED-Funktionär und Abteilungsleiter des „In- 
stituts für Zeitgeschichte", immer noch im 
Zuchthaus Bautzen einsitzt? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

34. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Dr. Haack die zentrale Registrierstelle für Studienbewer- 

ber in Hamburg personell und sachlich so aus- 
gestattet ist, daß sie ohne Nachteile für die 
Bewerber arbeiten kann? 


Bonn, den 7. Mai 1971 
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